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Diese Woche im dfg - Dienst für Gesellschaftspolitik - Ausgabe 12+13 - 2024





 

 Wichtiger Hinweis des Verlages und der Redaktion:

 

Sofern es zu Abbrüchen bei Verkaufstransaktionen auf unserer Bestellseite kommt, bitten wir Sie sich in diesen Fällen direkt an den Geschäftsührer Herrn Wolfgang G. Lange unter 0172 - 2500324 zu wenden.


Verlagsmitteilung:


Die Karwoche eines Jahres – in diesem Jahr die 14. Kalenderwoche – nutzen traditionsgemäß die MC.B Verlag GmbH und ihre Redaktionen, um einige Tage in Form von Betriebsferien Kräfte zu tanken.


 


Daher erscheinen erst am 4. April und am 5. April 2024 die nächsten Ausgaben des „dfg – Dienst für Gesellschaftspolitik“ und von „A+S aktuell – Ambulant und Stationär aktuell“.





Kommentar zur Gesundheits- und Sozialpolitik / Krankenhäuser:
Krankenhauszentralisierung ohne Länderzustimmung – bezahlt von anderen

(dfg 12+13 – 24) Man glaubt es kaum: SPD-Bundesgesundheitsminister Prof. Dr. med. Dr. sc. (Harvard) Karl W. Lauterbach MdB (61) hat wirklich eine seiner vielen „Ankündigungen“ verwirk-licht! Seine als „Revolution“ gestartete Reform des stationären Sektors soll ohne Beteiligung der Länderkammer über die parlamentarischen Hürden in Berlin gehievt werden. Das geht aus der jüngsten Fassung des Referentenentwurfes eines „Gesetzes zur Verbesserung der Versorgungsqualität im Krankenhaus und zur Reform der Vergütungsstrukturen“ (KHVVG) hervor, der am 15. März 2023 plötzlich an die Medien durchsickerte. Das auf 186 Seiten angeschwollene Oeuvre des „Krankenhausversorgungsverbesserungsgesetzes“ wurde umfassend geändert, um es frei von der Mitsprache des Bundesrates zu gestalten. So startet u.a. der so genannte „Transformationsfonds“ erst 2026. Zu den Novitäten zählt, daß man im ländlichen Raum die Level 1i-Häuser für die ambulante hausärztliche Versorgung öffnen will. Kein Wunder, daß die Deutsche Krankenhaus-Gesell-schaft (DKG), die Kassenverbände wie auch die Kassenärztliche Bundesvereinigung (KBV) und der Hausärzteverband (HÄV) Protest anmeldeten. Allein die Verbände der Universitätskliniken (VUD) wie der kommunalen Großversorger (AKG) zeigten sich zufrieden. Schließlich würde das KHVVG ihre Stellung in der ambulanten Versorgung erheblich stärken, wenn es denn alle parlamentarischen Hürden überwindet.

Gesundheits- und Sozialpolitik / Krankenhäuser:
Lauterbach zerschneidet Tischtuch zu Klinik-Lobbyisten vollständig

(dfg 12+13 – 24) Wer als Presseverantwortlicher für einen Entscheidungsträger im Gesundheits-wesen tätig ist, der muß manchmal viel Langmut und Leidensfähigkeit mitbringen. „His or her Masters Voice“ zu sein, das bedeuten oft kein Zuckerschlecken. Vor allem wohl, wenn der Arbeitgeber als SPD-Bundesgesundheitsminister Prof. Dr. med. Dr. sc. (Harvard) Karl W. Lauterbach MdB (61) heißt. Und zu medialen, unsteuerbaren Alleingängen neigt. Am frühen Abend des 7. März 2024 dürfte der Gesundheitsökonom seine Medienaffinität allerdings massiv überzogen haben. In einem seiner vielen Beiträge auf der U.S.-Social Media Plattform „X“ (früher Twitter) stellte er geplante Aktivitäten der Deutschen Krankenhausgesellschaft (DKG) mit denen der AfD gleich. Die Empö-rung des stationären Sektors blieb nicht aus. Am 12. März 2024 reagierten alle 16 Landeskran-kenhausgesellschaften gemeinsam via „offenen Brief“. Man wird den Verdacht nicht los, daß Lau-terbach mit seinem Tweet endgültig das Tischtuch zu der Klinik-Basis bzw. deren Interessenvertretern zerschnitten hat. Auch wenn die DKG selbst relativ gelassen reagierte.

Gesundheits- und Sozialpolitik:
DIE LINKE mit neuem „Gesundheits-Plan“ – Narrativ-Teile von anderen abgekupfert

(dfg 12+13 – 24) Nicht erst die jüngst vollzogene Spaltung ihrer Bundestagsfraktion scheint zu be-legen, daß die Partei DIE LINKE sich voll ihrem Sinkflug hingibt. Für die EU-weiten Wahlen im Ju-ni 2024, wie auch für die für den Herbst 2024 anstehenden Landtagswahlen in drei Stammländern erwarten die Auguren desaströse Ergebnisse. Kein Wunder, wenn sich die Partei quasi im Dauerwahlkampfmodus befindet. Am 18. März 2024 präsentierte daher die Parteivorsitzende Janine Wissler MdB (42) zusammen mit dem Mainzer Sozialmediziner und ehemaligen Kandidaten der Partei für die Bundespräsidentenwahl 2022, Prof. Dr. med. Gerhard Trabert (67), einen neuen „Gesundheits-Plan“, mit dem man die Urnengänge bestreiten möchte. DIE LINKE möchte u.a. die „Zwei-Klassen-Medizin“ abschaffen. Und das möglichst EU-weit. Für die drängendsten Probleme oder „Baustellen“ im bundesdeutschen Gesundheitswesen bietet die Oppositionspartei allerdings keinerlei Lösungsvorschläge an. Fachkunde scheint es in den Gremien kaum zu geben.

Wir dokumentieren das Papier von DIE LINKE im vollem Wortlaut.

Personalia / Berliner Szene:

1. Bundeskanzleramt: Neuer Expertenrat „Gesundheit und Resilienz“
2. BKK LV Bayern: Kontinuität in der Selbstverwaltung mit positiven Akzenten
3. MEDIAN leitet Führungswechsel ein
4. UKD erhält weibliche Vorstandsvorsitzende

Dokumentation:
CDU: Eine „neue Grundsicherung“ ja – aber kein „Bürgergeld“ mehr

(dfg 12+13 – 24) Bis zu den Wahlen zum 21. Deutschen Bundestag scheint es noch eine Weile hin zu sein. Aber dennoch dürfte der Vorstand der größten Oppositionspartei in Deutschland, der CDU, durch seinen neuesten, fundamentalen Beschluß am 18. März 2024 den Wahlkampf eingeläutet haben. Mit dem offensichtlichen Wohlwollen der Schwesterpartei CSU greift man die re-gierende SPD wie auch die BündnisGRÜNEN an ihrer wundesten Stelle an: Der Sozialpolitik! Die Union will das „Bürgergeld“ abschaffen und es durch eine neue „Grundsicherung“ ersetzen. Durch diverse Maßnahmen möchte man gerade die „Totalverweigerer“ zurück auf den deutschen Arbeitsmarkt treiben. Und sozialpolitischen Träumereien von der Gegenseite – die z.B. seit Jahren die Forderung nach einem bedingungslosen Grundeinkommen propagieren – einen Riegel vorschieben. Die ersten Reaktionen auf diesen sozialpolitischen Vorstoß fielen naturgemäß gemischt aus. Während nicht nur die SPD, son-dern auch Sozialverbände wie der VdK, die AWO und andere laut protestierten, applaudierten Wirtschaftsorganisationen. Die in Berlin zur Zeit noch mitregierende FDP sah hingegen „gewisse Schnittmengen“ mit der CDU.

Wir dokumentieren das CDU-Papier im vollen Wortlaut.

Verlagsmitteilung I:
In eigener Sache: Die Schwäche der Post-Dienstleister zwingt zu Reformen

(dfg 12+13 – 24) Seit 1962 versorgt die Redaktion des „dfg – Dienst für Gesellschaftspolitik“ Woche für Woche seine Leserinnen und Leser mit Hintergrundberichten, Analysen, solitären Rankings und weiteren Nachrichten aus dem bundesdeutschen Gesundheitswesen. Der traditionsreichste Hintergrunddienst verfolgt seit dem 1. Juli 2000 – unter der Ägide der MC.B Verlag GmbH – gerne die verlegerische Politik, die Inhalte in einer Printversion anzubieten. Zumal zahlreiche Zuschriften belegten, daß viele Entscheidungsträgerinnen und -träger auch heute noch überaus gerne den „dfg“ haptisch lesen wollen und nutzen.

Allerdings: Der gesellschaftliche Wandel fordert digitale Lösungen! Die dfg-Redaktion registrierte zudem in der letzten Zeit, daß sich mehr und mehr Kunden über die schwächelnden Dienstleistun-gen der diversen postalischen Anbieter beschweren. Wenn ein großer Umschlag innerhalb der Hauptstadt bzw. des Bundesgebietes mittlerweile fast 14 Tage benötigt, um seinen Empfänger zu erreichen, dann sind daran nicht nur die zunehmenden Streikaktionen im Logistik-Bereich verantwortlich. 


Verlagsmitteilung II:
In eigener Sache: dfg-Preise für Neukunden angepaßt

(dfg 12+13 – 24) Im 21. Jahrhundert war die MC.B Verlag GmbH, die seit 2000 den wöchentlich er-scheinenden Hintergrunddienst „dfg – Dienst für Gesellschaftspolitik“ herausgibt, traditionell auf Preisstabilität bedacht. Doch irgendwann sind auch die attraktivsten Bedingungen nicht mehr zu halten, wenn durch exogene Faktoren die Kosten beständig steigen. Nicht nur die „Lieferketten-Problematik“ ließ die Papier- und Druckkosten explodieren. Durch die anhaltende Inflation in bun-desdeutschen Landen stiegen auch die Lohn- wie andere Betriebskosten rapide an. Die Verlagsleitung entschied daher mit großem Bedauern, ab dem 1. Januar 2024 erneut die Bezugspreise für die wöchentlich erscheinenden Printausgaben und die Supplements, dieses Mal um monatlich 5 € zu erhöhen. Außerdem wurden die Lizenzgebühren für digitale Einzelplatz-Versionen angepaßt. Allerdings: Die neuen Preise gelten im laufenden Jahr 2024 nur für Neukunden. Bestandskunden haben – wie angekündigt – ihre Jahresrechnungen 2024 bereits mit den noch für 2023 geltenden Preisen erhalten.



Verlagsmitteilung III:



 

Wenn Sie diese Ausgabe bestellen möchten, dann wenden Sie sich bitte per Mail an

- Lange@dfg-online.de

- Recherche@dfg-online.de

oder nutzen Sie das Kontaktformular:  https://shop.dfg-online.de/kontaktformular  . 

 

 

Downloads:
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Hier geht es im Folgenden direkt zu Bestellmöglichkeiten. Die notwendigen Informationen und die Bestellformulare sind hinterlegt.

 

Abonnementbestellung dfg - Dienst für Gesellschaftspolitik

 1. "dfg - Business"

 

Der dfg ist der preiswerteste Branchendienst im Gesundheitswesen.

 

Er ist als PRINT-Ausgabe im Jahresabonnement erhältlich für z.Zt.792,00 € netto ( 847,44 € brutto) p.a. (Ausland zzgl. Versandkosten von 185 € p.a.). Im Laufe des Jahres eingegangene Abonnements werden pro tempore rata abgerechnet. Kündigungen des Jahresabonnements sind jeweils drei Monate zum Jahresende möglich (30.09. mit Wirkung zum 31.12. des gleichen Jahres). Es werden keine Rabatte gewährt. Über eine Zusammenarbeit mit Zwischenhändlern (Buchhandlungen, u.a.) entscheidet allein der geschäftsführende Gesellschafter.



BESTELLFORMULAR-2024-dfg-Business


 

Erreichbarkeit der MC.B Verlag GmbH

Wir stehen Ihnen für Fragen zu bestimmten Artikeln, sowie zu Bestellungen von Einzelartikeln, Gesamtausgaben und Abonnements vormittags in der Zeit von 10:30 bis 13:30 Uhr wie folgt zur Verfügung:

 

Telefon:  030 - 275 965 90

Fax:        030 - 275 965 95

 

Mail:       lange@mcb-verlag.de, recherche@mcb-verlag.de

 

Sie erreichen die Mitarbeiter der MC.B GmbH in der Regel vormittags in der Zeit von 10.30 Uhr bis 13.30 Uhr. Außerhalb dieser Zeiten erreichen Sie den Geschäftsführer der MC.B Verlag GmbH, Herrn Wolfgang G. Lange, in dringenden Fällen mobil unter 0172 - 25 00 324.
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